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Mittwoch, den 21 Juli 18oi. Sechstes Quartal. Den - Thermidor IX.

Gesetzgebender Rath, 2. Juni.
Fortsetzung.

(Beschluß des Autrag« eines MngliedS, daSRechnungs.
wesen betreffend.)

Bürger Gesetzgeber, verwerfet meine Motion; denn sie

würde »ur eine kostspielige Charlatancrie zur Folge ha.
den, wennIhr Bedenken tragen solltet, der aä K»<z nieder.

Zusetzenden Commission die unbegränzte Gewalt zn erthet.

n, jede Behörde zu unverweilter Vorlegung aller ihrer
Rechnungen, Bücher, Beylagen, so wie zur nöthigen
Berichtertyeiluug anzuhalten, das Staatsgeheimniß der

der Vollziehung in Folge des Artikels 81 der Constitution
auf Treue und Glauben anverlrauten Ausgaben allein
vorbehalten.

Einstweilen trage ich darauf an, daß diese meine Mo.
tion der Finanz.Commusion zur Untersuchung und schleu.

uigen Berichterstattung überwiesen werde.

Bericht der Commißion.
B. Gesetzgeber Von einem unsrer College» ist in Bezug

auf unser Rechnungswesen eine sehr wichtige Motion ge.
macht worden, über welche Ihre Finanz-Commission zu
rapporticen die Ehre hat.

Vermittelst derselben wird begehrt:
1) die Vorlegung und Bekanntmachung der Staats,

rcchnungen;
2) eine genaue Revision aller bereits abgelegten Rech,

nungen, auch der der untern Agenten;

;) die Reduction unnöthiger Employes in den Bu.
rcaur, und

4) die Einführung cincs Comptabilitäts-SystemS,
welches die Ehre der öffentlichen Beamten selbst

von dem Verdachte der Veruntreuung sichere.

Um diese verschiedenen Absichten zu erreichen, schlägt
die Motion vor : daß Sie B. G zwey Glieder aus Ihrer
Mitte ernennen, und den Vollziehungsralh einladen,

auch seinerseits Jemanden zu verordnen, um gemein«

schaftlich über diese Gegenstände zu arbeiten, die Rech,
nungen zu activiren, und endlich die anbefohlene Re.
vision vorzunehmen.

Ihre Finanz-Commission B. G. hat diesen so zwek.

massigen, allen Dank verdienenden Antrag nach seiner

Wichtigkeit geprüft und findet einmüthig, daß demselben

beygepflichtet werden solle. Die Oberaufsicht, die Ihnen,
als Stellvertretern der Nation, über die Finanzen der

Republik zukommt, macht es Ihnen zur Pflicht- darauf
zu sehen, daß sie nicht nur mit Treue verwaltet, sondern

daß auch die möglichste Occonomit dabey angewendet
werde. Sie sollen also kein Mittel unversucht lassen,

wodurch man sich sowohl von jenen, als wie von diesen

immer mehr wird versichern können, und dahin gehört

sowohl eine von rechtschaffenen Männern vorgenommne
Untersuchung, als aber ein gewisser Grad vonPublicität.
Beydes ist auch die Gesetzgebung dem Volke schuldig.

Damit man aber nicht meynen möchte, eS wäre dieß»

vrts noch gar nichts geschehen und man hätte alles so hin.
gehen lassen; so sey es doch Ihrer Finanz-Commission
erlaubt, in eine nähere Zergliederung seiner Vorschlägt
einzulreten und Ihnen in Nükerinnerung zu bringen, was
in dieser Hinsichl bereits geihan worden war.

-) Vorlegung und Bekanntmachung der
Rechnungen.

Die Staatsrechnm'.gen von dem Jahre «798 und den

6 ersten Monaten des Jahres 179? sind schon der vo«

rigen Gesetzgebung vorgelegt und nach vorgegangener Un«

tersuchnng von Ihnen B. G. passtrt worden. Ml die.

sen, gehörig belegten Rechnungen, hat es also ganz seine

Richtigkeit. Freylich waren diesen Rechnungen in Rük-
ficht auf ihren Umfang äusserst unvollständig, indem sie

nur diejenigen Einnahmen umfaßten, welche directe in
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das Nationalschazaml geflossen sind, und nur diejenigen

Ausgaben/ weiche aus den von der Gesetzgebung tewil-
Ugttn Sunien bestellten wurden/ keineswegs aber diese-

nigen Gelder betrafen/ welche von den Verwaltungskam»
wern oder ander» Behörden unmittelbar eingenommen
oder ausgegeben worden sind. Diese Luke ist aber eine

Folge von einer buchstäblichen Auslegung des §. 8» der

Constitution.
Schon die vorige Gesetzgebung stieß sich an dieser

Unvollständigkcit/ vertagte daher die Passation der Rech-

nungen und verlangte in ihren Dekreten vom 28. April
1800 Auskunft über verschiedene Punkte/ namentlich die

Vorlegung der Rechnungen der Verwaltungskammern/
die Anzeige der unbezahlten Rükstände in den Ministerien/
eine Rechnung über die von Stiften und Klöstern einge-

gangnen Gelder, eine andre über den von verkauften
Nationalvomainen u. s w. Vorzüglich aber und ganz
bestimmt ward schon damahls anbegehrt/ baß die Rech-

nung für die 6 lezten Monate des Jahres 1799 mit abge-

legt werde. In seiner Botschaft vom -8. Iun. igoo
zeigte aber der Vollz. Ausschuß die Schwierigkeiten au,
welche ihm die schleunige und pünktliche Folgcleistung un-
möglich machten, da denn Sie B. G. sich bewegen lies-

sen, die damahls vorgelegten Slaatsrechmnigen endlich
am 29. Scpi. zu passiren. Zugleich aber ward ver VoUz.

Rath eingeladen, auch für die zweyte Hälfte des IahreS
1799 seine Rechnung verfertigen zu lassen und vorzulegen.

Es erfolgte aber keine solche Rechnung und selbst die Ge-

nerairechnuug auf den r. Jan. 179?, welche durch die

Botschaft vom 16 Oct. versprochen ward, und mit wel.

cher es vorrücken sollte, kam bis jezt noch richt zum Vor-
schein, obschon doch laut den Botschaften vom iz. Nov.
,800 und 7. April 1801 wiederholte Einladungen an den

Voliz. Rath ergiengen, die rükständigen Generalrechnun-

gen in kürzester Frist vorzulegen ; der G. R. erhielt aber

keine Antwort weder aus die erste noch auf die zwey!«
dieser Botschaften.

Wenn nun schon seine Bemühungen bisanhin frucht-
los gewesen stnd, so beweisen sie doch immerhin, daß

weder der gesetzgebende Rath noch seine Finanzcommission
diesen wichtigen Gegenstand je aus den Augen verioh-

ve», sondern vielmehr alles gethan haben, was von Jh.
ncn abhieng, um zu dem vorgesezten Zwecke zu gelangen.

Nichts destoweniger tritt die Fmanz-Cvmmissivn dem

Vorschlage der Motion, diese Rechnungsablage mög-

lichss zu activiren, gern bey, und giebt sich daher die

Ehre» in mitgehendem Entwürfe einer Botschaft, auch

mis daraus anzutragen, mit dem innigen Wunsche, daß,

diese neue Aufforderung von besser Wirksamkeit seyn mö.
ge. Diese Rechmmgsabiage ist um so nothwendiger, als
wir uns bald im Fall sehen werden, unsere Regicrungs-
gcschàfte in andere Hände zu übergebe», und es uns
wichtig seyn muß, vorher noch dieser wesentlichen Pflicht
ein Genügen zu thun und somit unsere Verantwortlich,
keit gegen die Nation in etwas zu vermindern. OtzneZwft,
sei kann die niederzusetzende Commission zu deren Bcför-
derung viel beytragen; aber diese Rechnung selbst zu ver-
fertigen, das kann man ihr um so weniger auftragen,
als sie das Werk der vollziehenden Gewalt ist und mit-
hin ohne directes Zuthun der Gesetzgebung gemacht wer«
den soll. Aus gleichem Grund wird sich die Commission
mit keiner vorläufigen Untersuchung dieser erst abzulegen-
den Generalrechnung abgeben. Erst nach ihrer officielle»
Vorlegung wird sie der gesetzgebende Rath seiner Prüfung
unterwerfen.

Dieses Ausbleibender verheißenen Gencralrechmmge»
hat auch die öffentliche Bekanntmachung jeder Art von
Rechnung bisanhin behindert. Als die zwey ersten

Staalsrcchmiugen im Sept. igoopasstirt wurden, ward
die Vollziehung bestimmt aufgesoderc, dem gesetzgebenden

Rath einen Entwurf einer solchen Bekanntmachung vor-
zulegen. Der Vollz. Rath bemerkte aber, daß wegen der
Unvvllständlgkcit der Rechnungen, jede Bekanntmachung
unveftiedigl seyn würde, und begehrte daher Aufschub,
bis zur Ablage jener oben angezeigten Genevalrechming,
au welcher damals schon, im Oct. «800, unablässig ge-
arbeitet werde, welche aber ungiüklicher Weift noch bis
jezt nicht zu Stande gekommen ist. In der Hoffnung
nun, daß iene Gmeralrechmmg nächstens würde einge,
reicht werden, willigte der gesetzgebende Rath in dcu
anverlangten Aufschub ein; wodurch denn freylich die

Bekanntmachung der Slaatsrcchnungen bisanhin unter,
blieben ist.

2) Revision der Rechnungen.
Die Motion schlägt vor: einegenaueReviston vorzu-

nehmen, aller bisherigen Einnahmen und Ausgaben, von
dem Finanzministerium a» Ins auf den untersten Einneh.
mer, um entweder die Schuldigen, wann deren wider
Verhoffen mären, zur Verantwortung z» ziehen oder aber
die Nation von dem stets lauter werdenden Wahn-der
Veruntreuung der öffentlichen Gelder zu überführe».

Bisanhin sind nur diejenigen besondern Rechnungen
von Seite der Gesetzgebung untersucht worden, welche
als Beylagen zu den passirten Staatsrechiumgen dienten,
u»d weiter konnte und sollte sich auch eine gewöhnliche
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Untersuchung nicht erstrecken. Bey der Vorlegung der

wiederholt anbefohlenen Generalrcchnungen würde man
dann auch die Untersuchung derjenigen besonvern Rech-

nungen vorgenommen haben, auf welche sich jene Gene-

raircchnungen gründen werden. Indessen ist doch zu be-

merken daß alle diese Rechnungen von der Vollziehung
oder ihren Agenten sind untersucht worden und daß die

Vollziehung, welche diese besondere Rechnungen, Mittel-
bar oder unmittelbar in ihre eigene Generalrcchnung auf-
nehmen wird, auch für dieselben gulsteht.

Nichts destvweniger will Ihre Finanz. Commission

gar nicht entgegen seyn, daß eine solche ausserordentliche

Revision, vor sich gehe. Sie zeigt den Ernst der Gesetzge-

bung, daß die Finanzen gut verwaltet werben. Sie muß

Ihnen aber dabey bemerken, daß die Untersuchung gar
aller Rechnungen wohl schwerlich möglich seyn wird.
Es giebt viele Rechnungen ganz untergeordneter Beam-
ten, welche nicht in die Archive der Republik deponirt
werben, sondern blos bey den Venvaltungskammern,
von welchen sie pasfirt werden liegen bleiben. Auf diese

wird sich nun doch aber die Revision nicht erstrecken sol-

Icn, dann sonst halte man mehrere tausend Rechnungen

zu untersuchen, was eine Jahre lauge Arbeit vieler im
Rechnungswesen erfahrner Bürger seyn würde. Die
Arbeit wäre auch um so viel schwieriger, da die Rech,

nungen gar nicht auf gleichförmigem Fusse abgefasset

find, und bey der 'Untersuchung von mehrern derselben

wirklich einige Lskalkenntniß erfordert wird. Ohne das
läßt sich gewöhnlich bloß der arithwetischeTheil der Rech-

nuiige» untersuchen; allein gegen den Calcul läßt man
sich nicht leicht Verstöße zu Schulden kommen, und so

dürste wohl wenig bey einer so im Allgemeinen vorge«

nommenen Revision herauskommen. Führte dann aber
die Untersuchung der Cantons- und Ministerialrechnun-

gen auf einige Zweifel, so müßte freylich denselben

bis auf die Quelle nachgespührt werden.

z) Reduction der Bureaux.

In Nüksicht der Bureaux sollte jedoch unbeschadet

dem guten Gange der Geschäfte, eine sslche Einrichtung
getroffen werden, daß sie vereinfachet und weniger kost-

bar seyn würden.

Was nun die Bureaux'der Cantonsbehörden betrift;
so haben die Beschlüsse des Vollz. Raths vom zc>. Inn.,
6. und 14. Oct. >800 — eben eine solche Reduction

veranstaltet. In Bezug auf duse wird daher wenig oder

gar nichts mehr zu thun seyn. Wirklich hat ma» sich

Mi Seite deS Ministeriums des Inner» viele Mühe ge-

geben, das Kanzleypersonale der untergeordneten Be-
hörden möglichst zu reduciren.

Was aber die Bureaux der Ministerien betritt, sô

hört man über manche derselben immerhin die gleichen

Klagen führen; und zwar beziehen sich dieselben sowohl
auf die uuuöthige Menge der in einigen angestellten Per,
soneu, als aber ans den im Verhältniß mit ander» Be-
amtcn sehr hohen Gehalt, der ihnen ausbezahlt wird.
Schon die vorige Gesetzgebung verlangte daher eine Ver-
Minderung sowohl in der Zahl der Schreiber, als ade«

in dem Aufwand von Schreibmaterialien und Nebenaus-

gaben, und auch vv» Ihnen B. G. ward deswegen eine

wiederholte Einladung an den Voll;, Rath abcrlasscn, tue

zwar in Rüksicht auf die Cantons-Kanzleym zu der ange»-

zeigten Reduction mag beygetragen haben, die aber soviel
die Bureaux der Ministerien belrift, in soweit der Finanz-
Commission bekannt geworden ist, vv» keiner Wirkung!
scheint gewesen zu seyn.

Es wird daher sehr gut seyn, wenn der Etat der'

Bureaux aufs genaueste wird geprüft und möglichst wird
reducirt werden. Vielleicht dürste eben oie Veränderung,»
die in dem Bureau des gesetzgebenden RalheS vorgeiwM-
men worden ist, nur den erstcu Sccrekairs einen Gehalb
auszusetzen die übrigen Schreiber aber nach Maßgabe'
ihrer Arbeit zu bezahlen, am ersten zn dem vorgesezcew

Zwecke führen.
4) Cvmpta bil itäts - S yst cm.

Eben dieser Wunsch, ein gutes, einfaches, bor

Veruntreuung sicherndes Comptadililäts-Systcm einzu-

führen, ist schon von der vorigen und auch von der ge-

genwärtigen Gesetzgebung laut gcäufferl und der Vollzieh

hung wiederholt bekannt gemacht worden. Die Folge

davon war endlich die, daß auf den Vorschlag des!

Vollz, Raths das Gesetz über das Rechnungswesen rom'

14. Januar 1801 zu Stande kam. Dieses Gesetz führt
nun eben ein solches Comptabilitäks-System ein, jedoch

aber nur in Bezug auf die Staalsrechnunugcm Im
Rüksicht auf die Rechnungen der untergeordnete»! Beam-
ten ist hingegen keine Vorschrift darin, und es wird'
daher gut seyn, daß dem gesetzgebenden Rath auch
hierüber Vorschläge vorgelegt werden.

Das Mittel B. G. das Ihnen zu Erreichung die ich

verschiedenen Zwecke vorgeschlagen wird, ist die Nieder--

sttzung einer ausserord-uklichen Commission von zwey'

Gliedern aus Ihrer Mitte, zu welcher dann der Vollz'..

Rath ein drittes Mitglied nach freyer Wahl zu vervM-
neu hätte. (Die Fortsetzung folgt.).
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